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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 R 198/09 B 
 
L 22 R 1543/07 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 35 R 5389/05 (SG Berlin) 
 
 
 
…………………….., 
 
 
 Kläger, Antragsteller und  
 Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Berlin-Brandenburg, 
Knobelsdorffstraße 92, 14059 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 8. Juli 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   den Richter   Dr.  F i c h t e   und 

die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die  

Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg  

vom 30. April 2009 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt  

beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im  

vorstehend bezeichneten Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 30.4.2009 hat das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg (LSG) einen 

Anspruch des Klägers auf Gewährung höherer Rente wegen Erwerbsunfähigkeit verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim 

Bundessozialgericht (BSG) eingelegt und die Bewilligung von Prozesskostenhilfe unter Beiord-

nung eines Rechtsanwalts beantragt. 

 

Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe ist abzulehnen. 

 

Nach § 73a Abs 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm § 114 Zivilprozessordnung (ZPO) 

kann einem Beteiligten für das Verfahren vor dem BSG nur dann Prozesskostenhilfe bewilligt 

werden, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Das 

ist hier nicht der Fall. 

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätz-

liche Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemein-

samen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des Bundesverfas-

sungsgerichts (BVerfG) abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein Ver-

fahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann 

(Nr 3). Ein solcher Zulassungsgrund ist nach summarischer Prüfung des Streitstoffs nicht 

ersichtlich. Damit war das LSG auch nicht gehalten, die Revision zuzulassen. 

 

Es ist nicht erkennbar, dass eine Zulassung der Revision gegen das vom Kläger angegriffene 

Urteil auf § 160 Abs 2 Nr 1 SGG gestützt werden könnte. Grundsätzliche Bedeutung iS dieser 

Vorschrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die allgemeine, 

über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung hat. Rechtsfragen, die in diesem Sinne grund-

sätzliche Bedeutung haben könnten, sind hier nicht ersichtlich. Insbesondere ergeben sich die 

Voraussetzungen, unter denen tatsächlich erzielter Arbeitsverdienst im Beitrittsgebiet ohne 

Bestehen einer freiwilligen Zusatzrentenversicherung bei der Berechnung der Rente angerech-

net werden kann, unmittelbar aus dem Gesetz (§ 256a Abs 2 Satz 1, Abs 3 Satz 2 Sechstes 

Buch Sozialgesetzbuch <SGB VI>). 

 

Des Weiteren ist nicht erkennbar, dass der Zulassungsgrund der Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 

SGG) mit Erfolg geltend gemacht werden könnte. Divergenz bedeutet Widerspruch im Rechts-

satz oder - anders ausgedrückt - das Nichtübereinstimmen tragender abstrakter Rechtssätze, 

die den miteinander zu vergleichenden Entscheidungen zu Grunde gelegt worden sind. Sie 

kommt nur dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abwei-

chung von einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des 
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BVerfG aufgestellt hat. Davon kann vorliegend schon deswegen nicht ausgegangen werden, 

weil sich die vorinstanzliche Entscheidung ersichtlich an der gesetzlichen Regelung des § 256a 

Abs 2 Satz 1, Abs 3 Satz 2 SGB VI orientiert hat. 

 

Schließlich lässt sich auch kein Verfahrensfehler feststellen, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG 

zur Zulassung der Revision führen könnte. Insbesondere hat der Kläger am 13.3.2009 

- rechtzeitig (vgl § 110 Abs 1 Satz 1 SGG) - Kenntnis von dem Termin zur mündlichen Ver-

handlung am 30.4.2009 erhalten. Das LSG durfte auch in Abwesenheit des Klägers entschei-

den, weil er hierüber - ausweislich der Sitzungsniederschrift - ordnungsgemäß belehrt worden 

ist (vgl § 110 Abs 1 Satz 1 SGG). Dass die Sitzungsniederschrift - offensichtlich fehlerhaft - den 

Zusatz enthält, dass die (nicht erschienenen) Beteiligten das Wort erteilt erhielten und mit ihnen 

der Sach- und Streitstand erörtert worden sei, macht die Entscheidung des LSG als solche 

nicht verfahrensfehlerhaft. 

 

Da dem Kläger hiernach Prozesskostenhilfe nicht zu gewähren ist, hat er auch keinen 

Anspruch auf Beiordnung eines Rechtsanwalts, § 121 Abs 1 ZPO iVm § 73a Abs 1 Satz 1 

SGG. 

 

Die Verwerfung der vom Kläger persönlich und damit nicht formgerecht eingelegten und somit 

unzulässigen Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 SGG iVm § 169 

Satz 3 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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